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Ich wollte nicht alleine rauskommen. 
Daß es jetzt doch so ist, ist Ausdruck 
vom Kräfteverhältnis. 

Viele Leute werden sich sicher fra- 
gen, wie ich diese langen Jahre über- 
haupt überleben konnte. 

Das hat einen ganz einfachen Grund: 

weil die Ziele, für die ich gekämpft 
habe — weil ich mir die lebendig gehal- 
ten habe und weil ich immer die Nähe 
von denen, mit denen ich zusammen ge- 
kämpft habe, gespürt habe — auch ge- 
gen die ganzen Maßnahmen vom Staat, 
der das immer verhindern und vernich- 


ten wollte. 

Ich wäre niemals rausgekommen, 
wenn es nicht die internationale Mobili- 
sierung gegeben hätte. Und wenn es 
auch hier im Innern nicht Leute gegeben 
hätte, die sich konsequent und zäh über 
Jahre dafür eingesetzt hätten. 

Vom Staat aus wäre ich niemals raus- 
gekommen. 

Für mich geht es jetzt darum, für die 
Freiheit der anderen aus unserem Zu- 
sammenhang zu kämpfen, weil das kann 
Ja nicht sein, daß alle so lange gefangen 
sein sollen wie ich. Das kann auch nicht 


Die Frau, die Irmgard umarmt, ist Yessie Macchi, Yessie, ehemalige politische Gefangene aus 
Uruguay, war extra angereist, um Irmgard abzuholen und die ersten Tage bei ihr zu bleiben. 


ER ETEREFTET 
DEMONSTRATION 


Der Kampf für das Leben und die Freiheit 
der politischen Gefangenen geht weiter! 
Christine Kuby muß draußen bleiben! 

Freie medizin. Behandlung für Heidi Schulz! 


Hamburg, 17. 12., 13 Uhr 
Hachmannplatz (Hauptbahnhof) 


[Een E USER RE DE DIE 


sein, daß die anderen so lange gefangen 
sind, bis sie so krank sind, daß der Staat 
die Verantwortung nicht mehr tragen 
will und sie deswegen rausläßt. 

Das muß sichändern. 

Das kann so nicht bleiben. 

Das ist das wichtigste, was überhaupt 
zutun ist. í 
Irmgard Möller 


Spendenaufruf für Irmgard 

Wir haben hier keine Dörfer oder Stadt- 
viertel, wo die Gemeinschaft — wie 
z.B. im Baskenland — für die ehemali- 
gen politischen Gefangenen nach ihrer 
Freilassung sorgt. Wo so viele einzelne 
und Gruppen zu Irmgards Freilassung 
beigetragen haben, gibt es hier aber mit 
Sicherheit auch viele, die mithelfen 
wollen, daß Irmgard sich nach diesen 
langen Jahren im Gefängnis ihre Le- 


-bensbedingungen schaffen kann, ohne 


auf jeden Pfennig gucken zu müssen. 
Irmgard soll auch genug Geld haben, 
um alles, was möglich ist, für ihre Ge- 
nesung zu tun. 

Wir bitten um Spenden auf das Ange- 
hörigenkonto: Sonderkonto Kiener, 
Landesgirokasse Stuttgart, BLZ 
60050101, Konto-Nr. 5454194, Stich- 
wort: Irmgard. i 


Grußwort zur Freilassung 
Zuallererst möchten wir Dich, Irmgard, 
begrüßen! 

Deine Freilassung ist ein erster 
Schritt, jetzt müssen auch alle anderen 
Gefangenen raus! 

Wir sind fast alles junge Menschen, 
die erst begonnen haben, politisch be- 
wußt zu denken und zu handeln. Und 
Fortsetzung Seite 2 ; 
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auch zu verstehen, daß wir hier um alles 
kämpfen müssen, zuerst um unsere 
Menschlichkeit. In diesem Kampf füh- 
len wir uns Dir verbunden. 

In Zeiten der Schwäche müssen wir 
uns immer wieder auch auf unsere Stär- 
ken besinnen. Mit allen Mitteln versu- 
chen die Herrschenden, die Geschichte 
auszulöschen oder sie zu verdrehen, 
weil sie Angst vor der Wahrheit haben. 
Daß Du heute hier stehst, außerhalb der 
Mauern, zeigt, daß sie es nicht geschafft 
haben. Daß sie es mit Knast und Folter 
nicht geschafft haben, Deinen Willen 
und Deine Menschlichkeit zu brechen. 
Und auch, daß wir heute hier sind, um 
Dich zu begrüßen, zeigt, daß ihrer 
Macht Grenzen gesetzt sind. Du warst 


länger im Knast, als einige von uns auf 
der Welt sind, aber wir fühlen uns Dir 
nah, durch das, was Du gesagt und getan 
hast und immer noch tust. 

Ebenso wie all den anderen Gefange- 
nen. Den Gefangenen, die in den 70er 
und 80er Jahren angefangen haben zu 
kämpfen, den AntifaschistInnen und 
KurdInnen, die in den letzten Jahren 
von der BRD bekämpft werden, weil sie 
für die Wahrheit, für Befreiung stehen. 
In den bundesdeutschen Knästen sitzen 
immer noch Hunderte von politischen 
Gefangenen. Hier in Lübeck, hinter die- 
sen Mauern, befindet sich noch immer 
Hanna Krabbe. Sie und alle anderen re- 
volutionären Gefangenen wollen wir 
grüßen! 


Angehörige in Brüssel zu Gesprächen 
mit Menschenrechtsorganisationen 


Seit dem 1.12.94 ist Irmgard Möller 
aus dem Gefängnis entlassen. Ihre er- 
sten Worte galten allen denen, die noch 
eingesperrt sind und es nach dem Willen 
der Herrschenden auch bleiben sollen. 
Daran ändert auch die Verlautbarung 
der Bundesjustizministerin vom 11. 12. 
nichts, daß Karl-Heinz Dellwo, Knut 
Folkerts und Lutz Taufer 1995 raus- 
kommen sollen. Das ist mehr als über- 
fällig. 

Menschenrechte setzen dem Anspruch 

der Herrschenden auf volle Ausschöpfung 
ihrer eigenen Gesetze eine Grenze 

Mit diesem grundsätzlichen Statement 
sind Menschen aus der Angehörigen- 
gruppe am 8. 12.94 nach Brüssel gegan- 
gen. Sie hatten Verabredungen mit den 
Verantwortlichen in drei Organisatio- 
nen, die sich weltweit für Menschen- 
rechte einsetzen. Hier ist ihr Bericht: 


„Ohne uns irgendwelche Illusionen dar- 
über zu machen, welche Rolle diese Or- 
ganisationen im ‚demokratischen Zu- 
sammenspiel‘ auf EU-Ebene übernom- 
men haben, sind wir zu den Besprechun- 
gen gegangen. Unsere Vermutung, daß 
die Besonderheiten in der Situation 
deutscher politischer Gefangener nicht 
genügend bekannt sind, bestätigte sich. 
Unsere Gesprächspartner wußten zwar 
viel über die deutschen Behörden und 
ihren fragwürdigen Umgang mit Men- 
schen. Untr anderem durch die offiziel- 
le Version zu Bad Kleinen sowie die 
Mordanklage gegen Birgit — auch we- 
gen der ‚ganz normalen Vorgänge‘ um 
Asylsuchende und Abschiebehäftlinge. 
Aber Details zu den Gefangenen aus 


der RAF mußten wir noch einmal darle- 


gen, um die Maßnahmen der Apparate 
und die Absichten dahinter zu verdeutli- 
chen. 

So haben wir am Beispiel von Daten 
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zum Gesundheitszustand von Christine 
Kuby, Heidi Schulz und Helmut Pohl 
aufgezeigt, daß die mangelhafte medizi- 
nische Versorgung ein gewollter Teil 
der Haftbedingungen ist. Es gelang uns, 
glaubhaft zu machen, daß jahrelange 
bürokratische Verzögerung von medizi- 
nisch notwendigen Untersuchungen 
durch Anführung von Sicherheits-, Ko- 
sten- oder Organisationsgründen nicht 
nur Gleichgültigkeit und Menschenver- 
achtung beweist, sondern Absicht ist. 

Ein Kranker ist — staatlichem Kalkül 
gemäß — leichter erpreßbar. 

Wir haben keinen Augenblick Zwei- 
fel darüber gelassen, daß so mit allen 
politischen Gefangenen aus der Linken 
verfahren wird, daß aber die Folgen je 
nach Haftdauer und individueller Kon- 
stitution unterschiedlich sind. Wenn wir 
jetzt mit dem Schwerpunkt Gesundheit 
bzw. Krankheit an die Öffentlichkeit 
gehen, so ist nicht eine ‚neue Realität‘ 
der Grund, sondern die Tatsache, daß 
alle Gefangenen mehr oder weniger 
schwer krank sind. 


Wer noch nicht krank ist, soll es werden 

Den Nachweis für diese Behauptung 
führten wir aus den Akten, deren 
Schriftverkehr eine sorgfältige Doku- 
mentation jahrelanger Verweigerung 
von adäquater medizinischer Versor- 
gung ist. Es wurden weder rechtzeitige 
Diagnosen noch angemessene Thera- 
pien veranlaßt — egal welches Krank- 
heitsbild sich auch zeigte. Die Schuld 
hierfür läßt sich auf alle Verantwortli- 
chen verteilen, bis hin zu Ärzten ‚drau- 
Ben‘, die entweder wegen der ‚Sicher- 
heitsmaßnahmen‘ mit schwerbewaffne- 
ten Polizisten entnervt jede weitere Be- 
handlung verweigerten oder derart mit 
dem Staat kooperierten, daß sie Gefan- 
gene als haftfähig in die Knäste zurück- 
schickten, wo sie ‚normalen‘ Patienten 


Solidarität heißt für uns heute auch: 
eine Perspektive für Befreiung. Es ist 
eine andere Phase des Kampfes als vor 
22 Jahren. Genau deshalb ist es für uns 
wichtig, uns die Geschichte anzueignen 
und aus ihr zulernen. 

Daß Du jetzt draußen bist, gibt uns 
Kraft. Wir haben angefangen. Wir wol- 
len nichts mehr geschehen lassen, we- 
der mit uns noch mit anderen. 

Freiheit für alle politischen Gefange- 
nen! 

Irmgard, herzlich willkommen hier 
draußen! Viel Kraft und viele treue Ge- 
nossInnen auf dem Weg in die Freiheit! 


Internationale Jugend (W) Gütersloh; Jarama! 
Mainz ; Roja! Marburg 


Ruhe und Nachsorge verordnet hätten. 

Für jeden einzelnen Gefangenen ist es 
eine Frage der Menschenwürde, ob und 
wie sich die Offentlichkeit mit seinen 
Krankheiten befaßt. Es kann keinesfalls 
um die individuelle Bewertung krank, 
kränker, am kränksten und die Abschie- 
bung auf die Humanschiene gehen, son- 
dern ausschließlich um eine öffentliche 
Diskussion der politisch gewollten Fol- 
gen von Haftbedingungen, die nicht auf 
Erhaltung der körperlich-geistig-seeli- 
schen Gesundheit angelegt sind, son- 
dern auf Vernichtung oder Unterwer- 
fung. 


Entweder Unterwerfung, oder 

wir vernichten dich! 

Staaten, die diesen Grundsatz praktizie- 
ren, sind systematische Menschen- 
rechtsverletzer. Ihre Methoden werden 
weltweit als Folter angeprangert. Auch 
die subtile ‚weiße Folter‘, wie sie vor- 
zugsweise in den sogenannten Demo- 
kratien großer Industriestaaten Anwen- 
dung findet, gehört dazu. 

„ Darin wurde in unseren Gesprächen 
Übereinstimmung erzielt. 

Als Angehörige, die schon viele Jahre 
mit den Gefangenen kämpfen, sind wir 
sensibel für den Unterschied zwischen 
funktionärsbedingten Betroffenheitsbe- 
teuerungen und ehrlicher Aufmerksam- 
keit. 

Unsere detaillierten Aussagen zu den 
Haftbedingungen unserer Gefangenen, 
aber auch der Abschiebehäftlinge haben 
wir ergänzt durch Berichte über die Pro- 
zeßpraktiken seit den 70er Jahren. Auf- 
grund der Anklagepunkte gegen Birgit 
Hogefeld war es leicht zu vermitteln, 
daß der unfaire Polit-Prozeß, in dem der 
Beschuldigte ohne jede Chance ist, eine 
über 20jährige westdeutsche Tradition 
hat. 

Da Amnesty International den Punkt 
„unfaire Prozesse‘‘ ausdrücklich in sei- 
nem Mandatkatalog hat, wurde die 
nachträgliche Berücksichtigung unserer 
Prozeßberichte für die bessere Beurtei- 
lung der Gesamtzusammenhänge zu 


einem wichtigen Argument. ° 

Am Ende übergaben wir eine ausführ- 
liche Mappe mit exemplarischen Unter- 
lagen zu Heidi, Christine und Helmut. 
Weiterhin ein viereinhalbseitiges 
Schreiben mit unserer Einschätzung der 
Lage und Begründungen für Pflicht und 
Recht zum Widerstand, eine Liste der 
seit 1970 Erschossenen bzw. Schwer- 
verletzten, bei denen die Mutmaßlich- 
keit ausreichte, ihnen gewaltsam entge- 
genzutreten und sie bei berechtigtem 
oder vermutetem oder eingebildetem 
oder auch völlig fehlendem Widerstand 
einfach durch Polizei töten zu lassen. 

Dazu das Flugblatt der Angehörigen 
zur großen Asylgesetzdemo 1993 und 
ein Angehörigen Info. 

Weiterhin schilderten wir die Situa- 


tion der schwerkranken Gulay Yurda- 
kul, die als Besucherin mit Asylrecht in 
Belgien in der BRD eine kurdische 
Gruppe besuchte und deswegen in den 
Knast kam, obwohl sie aufgrund von 
Folter in der Türkei schwer krank und 
daher haftunfähig ist. 

Uns wurde versprochen, daß sich alle 
drei Organisationen direkt an die Ver- 
antwortlichen in NRW wenden werden, 
um Gulay Yurdakul sofort aus dem 
Knastkrankenhaus in ein Krankenhaus 
ihrer Wahl zu entlassen. 

In diesem Zusammenhang kam der 
Gedanke auf, ob der Umgang mit Gulay 
Yurdakul eine abgesprochene Aktion 
ist, die Abschiebungen von Asylberech- 
tigten ‚wg. Straffälligkeit‘ aus dem 
einen Land ermöglicht, damit das ande- 


Der Kampf für das Leben und die Freiheit 
der politischen Gefangenen geht weiter! 


Christine Kuby muß draußen bleiben! 
Freie medizinische Behandiung für Heidi Schulz! 


Am 1.12.1994 ist Irmgard Möller nach über 22 Jahren Knast endlich freigelassen worden. Ihre 
Freilassung ist das Ergebnis einer zähen, mehrjährigen Kampagne, die dank der starken internatio- 
nalen Solidarität zum Erfolg geführt und gezeigt hat, daß die Freiheit erkämpft werden muß und er- 
kämpft werden kann — ohne Preisgabe der eigenen Geschichte und Identität, ohne Kooperation 
mit dem Staat. Gleichzeitig ist es das staatliche Kalkül, mit der Freilassung Irmgards jetzt die ietz- 
ten Reste der Solidarität mit den Gefangenen loszuwerden. Irmgard selbst hat bei ihrer Freilassung 
deutlich gesagt, daß der Kampf um die Freiheit der anderen politischen Gefangenen weitergehen 
muß und daß weder die Jahre, die sie im Knast sein mußis, noch Zuspitzungen der gesundheitli- 
chen Zerstörung infolge der Haftbedingungen wie bei Christine Kuby und Heidi Schulz Maßstab für 


die anderen Gefangenen sein können. 


Wir fügen hinzu: Auch die intensive, 
langandauernde Kampagne für Irm- 
gards Freilassung kann nicht Maßstab 
für weitere Kampagnen für die Freilas- 
sung einzelner Gefangener sein — nicht 
nur, weil das einfach zu lange dauern 
würde, um eine reale Perspektive zu 
bieten, sondern schlicht und einfach, 
weil die Situation aller übrigen Gefan- 
genen schon jetzt völlig unhaltbar ist. In 
dem langen Kampf für Irmgards Frei- 
lassung sind wir auch deshalb auf Gren- 
zen gestoßen. Gerade in der Konzentra- 
tion auf eine Forderung liegt die Gefahr, 
daß die Gesamtsituation der Gefange- 
nen und die politische Realität des neuen 
Großdeutschland in der Wahrnehmung 
verloren gehen. In der Zukunft wird es 
darum gehen müssen, die Situation der 
politischen Gefangenen insgesamt zu 
thematisieren und mit konkreten Forde- 
rungen in die Offensive zu kommen, die 
unmittelbare Schritte für die Gefange- 
nen bedeuten. 
Wir wollen am 17.D. eine politische 
Demonstration der Solidarität mit den 
politischen Gefangenen in der BRD — 
als ein Anfang für eine neue Mobilisie- 
rung! 

Die Situation der Gefangenen ist weit 


hinter die in den Kämpfen um die Zu- 


. sammenlegung bis 1989 erreichten 


Maßstäbe zurückgefallen: Die nach 
dem Hungerstreik 1989 durchgesetzte 
Kleingruppe in Köln besteht inzwischen 
nur noch aus Heidi Schulz und Sieglinde 
Hofmann. Sieglinde steht ein neuer Pro- 
zeß in Stammheim bevor, und Heidi 
muß sofort zur medizinischen Behand- 
lung in die Universitätsklinik Frankfurt 
verlegt werden. Brigitte Mohnhaupt 
und Manuela Happe sind in Aichach 
nach wie vor nicht nur von den anderen 
politischen Gefangenen, sondern auch 
streng voneinander getrennt. Rolf Heiß- 
ler sitzt alleine in Frankenthal, Christi- 
an Klar in Bruchsal. Nach Irmgards 
Freilassung ist nun auch die Kleingrup- 
pe in Lübeck vorerst zerschlagen. 
Durch Christine Kubys momentane 
Haftunterbrechung ist Hanna Krabbe 
dort ebenfalls alleine. 

Sie alle waren jahrelang in strenger 
Einzelisolation, haben die jahrelange 
Folter in den Knochen. Darüber können 
auch modifizierte Sonderhaftbedingun- 
gen in den letzten Jahren nicht hinweg- 
täuschen, auch sie bieten keine Chance 
auf gesundheitliche Wiederherstellung. 
Isolationsfolter ist keine Frage der Jahre 


re ihre Einreise nicht mehr gewährlei- 
sten muß. Kurz gesagt: Deutschland 
kriminalisiert Gulay Yurdakul, und Bel- 
gien ist sie los. Ohne diesen ‚nützlichen‘ 
Hintergrund läßt sich nicht erklären, 
warum Gulay Yurdakul nicht einfach 
nach Belgien abgeschoben wurde. 

Zum Schluß verabredeten wir, wei- 
terhin in enger Verbindung zu bleiben 
und alle wichtigen Informationen — 
auch unaufgefordert — auszutauschen. 

Auf der Rückfahrt von Brüssel erwar- 
teten uns drei Bundesgrenzschützer. 
Ohne Angaben von Gründen wurden 
wir kontrolliert und nach dem Anlaß un- 
serer Reise nach Belgien gefragt. Ge- 
nauer: er wollte wissen, ob wir in Ur- 
laub gewesen seien. 

Ja, waren wir!‘ 


Aufruf zur Demonstration 
am 17. 12.94 in Hamburg, 13 Uhr, 
Hachmannplatz (Hauptbahnhof) 


im Rahmen der Aktionskette 

der Angehörigen von politischen 
Gefangenen in der BRD i 
ee E EEEE 


— verhandlungsunfähig nach her- 
kömmlichen Maßstäben waren die Ge- 
fangenen in Stammheim, war auch Irm- 
gard Möller bereits 1975, nach noch 
nicht einmal drei Jahren Isolation- Weil 
die Gefangenen sich dennoch, trotz der 
Folter, trotz der massiven gesundheitli- 
chen Beeinträchtigungen nicht haben 
brechen lassen, setzt der Staat darauf, 
die Gefangenen mit der Perspektive um- 
fassender physischer Desintegration zu 
erpressen. 

Heidi Schulz kämpft seit Jahren um 
eine angemessene Behandlung ihrer 
massiven gesundheitlichen Beschwer- 
den, die Ergebnis der Haftbedingungen 
sind und für die es unter Knastbedingun- 
gen keine Chance auf Besserung gibt. 
Für Heidi Schulz geht es darum, daß sie 
Bedingungen bekommt, in denen eine 
Diagnose und Behandlung möglich 
sind. Die nun schon jahrelange systema- 
tische Verweigerung medizinischer Be- 
handlung trotz gravierender Beschwer- 
den erinnert an das Vorgehen des Staa- 
tes gegen Katharina Hammerschmidt, 
deren anfangs noch heilbare Erkran- 
kung so lange nicht behandelt wurde, 
bis sie nicht mehr behandelbar war: Sie 
starb 1975. 

Christine Kuby ist ebenfalls infolge 
der Haftbedingungen so schwer er- 
krankt, daß sie am 8. 11. 1994 vorüber- 
gehend aus der Haft entlassen wurde, 
um sich einer dringend notwendigen 
Bandscheibenoperation zu unterziehen. 
Nur so bestand eine Chance, die akute 
Gefahr massiver bleibender Schäden 
abzuwenden. Dabei ist deutlich: Eine 
wirkliche gesundheitliche Wiederher- 
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stellung bleibt durch die bloße Unter- 
brechung der Haft ausgeschlossen, die 
jetzt eingetretene Eskalation des Band- 
scheibenvorfalls wird sich wiederholen, 
wenn Christine erneut in den Knast 
muß. Da das seit 1992 laufende Entlas- 
sungsverfahren gegen Christine von 
Bundesanwaltschaft und OLG Hamburg 
weiterhin total blockiert wird, besteht 
aber offenkundig genau diese Absicht: 
Christine im Anschluß an die momenta- 
ne medizinische Behandlung wieder 
einzuknasten. 

Die Situation von Christine Kuby und 
Heidi Schulz zeigt, daß es ihnen um die 
völlige körperliche Zerstörung der Ge- 
Jfangenen geht, und zwar bis zu dem 
Punkt, ab dem keine Chance mehr auf 
Jemalige gesundheitliche Wiederher- 
stellung besteht — in der Hoffnung, sie 
mit einer derartigen Eskalation doch 
noch erpressen zu können, sie zum Ab- 
schwören, zur Kooperation zu bewegen. 
Das ist die Realität für die politischen 
Gefangenen: Vernichtungshaft und To- 
desstrafe auf Raten — ob sie nach Jah- 
ren der Isolation jetzt modifizierte Haft- 
bedingungen haben oder wie Birgit Ho- 
gefeld bis zum Beginn ihres Prozesses 
streng einzelisoliert waren. 

Wir sehen in dem Willen des Staates, 
den politischen Gegner zu vernichten, 
eine der zentralen, niemals durchbro- 
chenen Kontinuitäten zum deutschen 
Faschismus. Dieser Wille betrifft nicht 
nur die politischen Gefangenen, son- 
dern in verschiedenen, differenzierten 
Formen alle, die sich nicht den ver- 
meintlichen Siegern der Geschichte un- 
terwerfen wollen, sondern daran fest- 


halten, daß Fundamentalopposition ge- 
rade jetzt notwendig ist. Angesichts der 
gesellschaftlichen und politischen For- 
mierung nach Rechts, der Durchsetzung 
der alten imperialen Großmachtbestre- 
bungen Deutschlands und der dafür not- 
wendigen Unterdrückung jeder Kritik 
an diesen deutschen Verhältnissen ist 
die Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen existentiell. Denn auch wenn 
diese Entwicklung absehbar ist, bleiben 
die Gefangenen Geiseln des Staates ge- 
gen neue Anstrengungen der Linken in 
Deutschland. 

Darum müssen sie alle raus. Um bis 
zu ihrer Freilassung überhaupt noch 
Möglichkeiten gegenseitigen Schutzes 
zu haben und die Kommunikation unter- 
einander zu verbessern, müssen sie so- 
fort in zwei Gruppen zusammenkom- 
men können. Von Zusammenlegung 
können wir schon gar nicht mehr spre- 
chen: interaktionsfähige Gruppen kä- 
men selbst dann nicht mehr zustande, 
wenn alle Gefangenen in einer Gruppe 
für Frauen und eine für Männer zusam- 
menkämen. Das Zusammenkommen 
der Gefangenen ist trotzdem notwendig 
als ein Schritt zur Freilassung. 

Wir wollen mit unserer Demonstra- 
tion deutlich machen, daß die Solidari- 
tät mit den politischen Gefangenen wei- 
tergeht, nicht obwohl, sondern weil Irm- 
gard jetzt draußen ist. 

Schiuß mit der Erpressung — alle müssen raus! 


Mit. unserer Demonstration fordern 
wir: 

Christine Kuby muß sofort endgültig freigelas- 
sen werden! 


Gulay Yurdakul ist in Lebensgefahr 


Frau Gulay Yurdakul ist seit Mai 1994 
in Untersuchungshaft. Der Vorwurf: 
Mitgliedschaft in der PKK, das heißt für 
den Generalbundesanwalt: in einer ter- 
roristischen Vereinigung. (...) 

Frau Yurdakul ist schwer krank. Sie 
leidet an einer arteriovenösen Mißbil- 
dung. Dabei besteht ständig, mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 40%, die Ge- 
fahr einer Hirnblutung. Diese kann im- 
mer auch tödlich verlaufen. In Streßsi- 
tuationen und bei psychischen Belastun- 
gen erhöht sich das Risiko unkalkulier- 
bar. 1987, nach langen Jahren Gefäng- 
nis und Folter in der Türkei, kam es zum 
ersten Mal zu einer Hirnblutung. 

... Frau Yurdakul ... ist von ande- 
ren Gefangenen streng abgeschottet. 
Das führt beispielsweise dazu, daß Mit- 
gefangene noch nicht einmal bei alltägli- 
chen Kleinigkeiten dolmetschen dürfen. 
Mundtot ist sie damit schon jetzt, da sie 
selbst kein Deutsch spricht. Anträge der 
Verteidigung, die Totalisolation wenig- 
stens teilweise aufzuheben, wurden zu- 
rückgewiesen. Als sie selbst mit einem 
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Hungerstreik dagegen protestierte, 
wurde mit dem Entzug des Medika- 
ments gedroht, das sie seit Jahren als le- 
bensnotwendige Prophylaxe einnimmt. 

Am 3.10.94 trat eine zweite Hirn- 
biutung auf. Für den Transport auf die 
Intensivstation der neurochirurgischen 
Uniklinik Köln wurde sie gefesselt; 
dann wurde auch noch erst ein Foto von 
ihr gemacht, angeblich notwendig für 
die ‚„formgerechte‘ Aufnahme ins 
Krankenhaus — weitere Beispiele für 
den zynisch-absurden Gefängnisstreß. 
Schon eine Woche später wurde sie wie- 
der dem Justizvollzug ‚ausgeliefert‘. 
Im Vollzugskrankenhaus Fröndenberg 
in NRW wird für weitere Untersuchun- 
gen derzeit eine „„Besserung‘ ihres Zu- 
stands abgewartet. 

Auf Antrag des Generalbundesan- 
walts hat der Ermittlungsrichter aktuell 
den Haftbefehl für rechtens erklärt. Die 
Herren sind der Auffassung, Frau Yur- 
dakul sei nach wie vor haftfähig. Sie 
stützen sich dabei auf Angaben des Ge- 
fängnisarztes, eines angehenden Inter- 


Heidi Sehulz muß sofort die medizinische Be-- 
handlung in Frankfurt ermöglicht werden ! 
Hanna Krabbe, Brigitte Mohnhaupt, Manuela 
Happe, Eva Haule, Heidi Schuiz und Sieglinde 
Hofmann müssen sofort zusammenkommen! 
Rolf Heißler und Christian Klar müssen sofort 
mit Roli-Glemens Wagner und Helmut Pohl in 
Schwalmstadt zusammenkommen! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


Zur Demonstration rufen auf: Angehörige und 
Freundinnen von politischen Gefangenen in der 
BRD, Initiative für die Freilassung von Irmgard Möl- 
ler (Hamburg), ak kassiber berlin, Redaktion clock- 
work 129a, Jarama! (Mainz), Roja (Marburg) 


Noch immer in Einzel- und Kleingruppeniso- 
lation bzw. unter modifizierten Sonderhaft- 
bedingungen inhaftiert sind folgende Gefan- 
gene aus der RAF : 


Hanna Krabbe (seit 1975) 
Lutz Taufer (seit 1975) 
Karl-Heinz Dellwo (seit 1975) 
Knut Folkerts (seit 1977) ` 
Christine Kuby (seit 1978, 

z. Zt. Haftunterbrechung) 


Stefan Wisniewski (seit 1978) 
Rolf Heissler (seit 1979) 
Sieglinde Hofmann (seit 1980) 
Brigitte Mohnhaupt (seit 1982) 
Christian Klar (seit 1982) 
Heidi Schulz (seit 1982) 
Helmut Pohl (seit 1984) 
Manuela Happe (seit 1984) 
Eva Haule (seit 1986) 

Birgit Hogefeld (seit 1993) 


Sie müssen alle raus! 


nisten, der eingestandenermaßen die 
Patientin nie gesehen hatte und neurolo- 
gisch nicht kompetent ist. Der Kölner 
Chefarzt hatte jedenfalls noch für den 
letzten Tag der Behandlung in der Uni- 
klinik Haftunfähigkeit angenommen. 
Das wurde ebenso zur Seite gewischt 
wie eine Stellungnahme eines weltweit 
anerkannten Zürcher Neurologen, der 
Frau Yurdakul vor zwei Jahren bereits 
einmal operiert hat und auf der Grundla- 
ge der ärztlichen Berichte aus Köln jetzt 
attestierte, daß aus medizinischer Sicht 
von einem Zusammenhang zwischen 
der Inhaftierung und der neuerlichen 
Hirnblutung auszugehen ist. 

Perfide ist, daß die Herren den Hun- 
gerstreik, den Frau Yurdakul gegen die 
in ihrer Situation lebensgefährlichen 
Umstände geführt hat, als entscheiden- 
de Ursache für die Blutung ansehen. 
Zynisch ist, daß nach ihrer Auffassung 
Haftunfähigkeit offenbar erst mit der 
letzten (tödlichen) Gehirnblutung ein- 
tritt. So weit darfes nicht kommen. 
Pressemitteilung von Rechtsanwältin Krause und 
Rechtsanwalt Heiming, 22.11.94 


Hr von 15 Jahren für die 
DEP-Abgeordneten Leyla Zana, 
Hatip Dicle, Orhan Dogan, Ahmet Turk 
und Selim Sadak wegen „Bildung und 
Zugehörigkeit zu einer bewaffneten 
Gruppe‘, siebeneinhalb Jahre gegen 
Surhat Yurrtas und von je dreieinhalb 
Jahren (plus Geldstrafe) gegen Sirri Sa- 
kik und Mahmut Alinak, mit diesem 
Terrorurteil endete am 8. Dezember in 
Ankara der Prozeß gegen 8 kurdische 
Abgeordnete der „‚Demokratie-Partei“. 
Die beiden letztgenannten Angeklagten 
wurden wegen der bereits verbüßten 
Untersuchungshaft aus der Haft entlas- 
sen. Bundesaußenminister Kinkel äu- 
Berte heuchlerisch sein ‚‚Bedauern“ 
über das Urteil: Die Bundesregierung 
gehe davon aus, „daß die Urteile in der 
Revision überprüft werden‘“ Der Vor- 
sitzende der türkischen Menschen- 
rechtsvereine, Akin Birdal, sprach von 
einem politischen Verfahren, das die 
Hoffnungen auf Demokratie in der Tür- 
kei „zunichte mache‘“ Grüne/ Bündnis 
90 und zahlreiche andere Menschen- 
rechtsvertreter kritisierten das Urteil 
scharf. 


Offener Brief von Leyla Zana 

Seit 70 Jahren wird die Existenz des 
kurdischen Volkes geleugnet, das Recht 
auf die eigene Sprache, Identität und 
Kultur wird ihm verweigert. Dazu ge- 
hörte, daß man die von ihm bewohnten 
ländlichen Gebiete entvölkerte und die 
kurdischen Dörfer, Wälder und ihre tra- 
ditionellen Strukturen zerstörte. Der 
türkische Minister für Menschenrechte 
hat eingestanden, daß die Armee in den 
vergangenen zwei Jahren mindestens 
1390 kurdische Dörfer geräumt und 
zerstört hat. Rund zwei Millionen Kur- 
den wurden vertrieben und ein Dutzend 
Städte entvölkert. Fünf bis sechs Millio- 
nen Kurden wurden durch Staatsterror in 
einem bereits elf Jahre währenden Krieg 
in den Ruin getrieben und damit zum 
Umzug in die Westtürkei gezwungen. 

Wir wurden 1991 von Kurden ge- 
wählt, damit wir sie vertreten und ihre 
Interessen und Ansprüche verteidigen, 
und konnten deshalb nicht schweigen. 
Als Abgeordnete war es unsere Pflicht, 


Türkei: Terrorurteile im DEP-Prozeß 


Stellung zu nehmen, nach Wegen zu su- 
chen, um diesen schrecklichen Krieg zu 
beenden, der unser Land zerrissen hat, 
und eine friedliche Lösung für die Zu- 
kunft der 15 Millionen Kurden in der 
Türkei im demokratischen Rahmen und 
innerhalb der bestehenden Grenzen zu 
suchen. (...) Todeskommandos haben 
mehr als 2000 Politiker und Menschen- 
rechtskämpfer getötet, die nicht an 
Kämpfen beteiligt waren. Unter ihnen 
waren 82 Aktivisten von unserer Kurdi- 
schen Demokratischen Partei und 34 
Journalisten und Zeitungsverkäufer. 
Das ist der Preis, den jene zahlen müs- 
sen, die es wagen, die offizielle Darstel- 
lung der Ereignisse anzuzweifeln. Mein 
Mann Mehdi Zana, der frühere Bürger- 
meister der kurdischen Stadt Diyarba- 
kir, hat 15 Jahre im Gefängnis ver- 
bracht, weil er offen seine Meinung ge- 
sagt hat; derzeit verbüßt er eine vierjäh- 
rige Haftstrafe, weil er vor dem Euro- 
päischen Parlament aussagte. Ich selbst 
entging nur knapp zwei Attentaten. Seit 
dem 5. März sitze ich im Gefängnis. 
Vorgeworfen werden mir „‚Verbre- 
chen“ wie die Zeugenaussage vor der 
Helsinki-Kommission des Amerikani- 
schen Kongresses oder der Carnegie- 
Stiftung, meine Auftritte bei europäi- 
schen Fernsehsendern und die Tatsa- 
che, daß ich zur Feier:der kurdisch-tür- 
kischen Freundschaft im türkischen 
Parlament einen Satz in Kurdisch ge- 
sprochen habe. Meine Kollegen stehen 
aus ähnlichen Gründen vor Gericht. Be- 
obachter unabhängiger Organisationen, 
des Europäischen Parlaments und des 
Europarats kamen zu dem Schluß, daß 
wir nur angeklagt sind, weil wir offen 
unsere Meinung gesagt haben. (.. .) Sie 
sprachen sich dafür aus, daß man uns 
freiläßt und unsere Sitze im Parlament 
zurückgibt. 

Premierministerin Tansu Ciller hat 
gesagt, daß die Kurden die westlichen 
Regierungen einer Gehirnwäsche unter- 
zogen haben. Die Verantwortlichen 
verdächtigen die unabhängigen Organi- 
sationen als verkappte Terroristen und 


Bombenanschläge auf „Özgür Ülke“ — 
Berichte und Dokumente von Kurd-A 


Sonderbericht, 3. 12., 15.15 Uhr 
Zeitgleich explodierten heute früh zwi- 
schen drei Uhr und drei Uhr dreißig 
mindestens drei Bomben in den beiden 
Redaktionen der Tageszeitung Özgür 
Ülke in Istanbul und Ankara sowie in 
den Verlagsräumen von Özgür Ülke in 
Istanbul. 

Bei dem Anschlag a die Hauptre- 
daktion in Istanbul starb der Redak- 


tionsmitarbeiter Ersin Yildiz, ein Mitar- 
beiter liegt im Koma, vier weitere wur- 
den schwer verletzt. Die anrückenden 
türkischen Polizeieinheiten nahmen 14 
Redaktionsmitarbeiter fest; unter ihnen 
befinden sich verletzte Redakteure wie 
auch Mitarbeiter, welche versuchten, 
die brennenden Büros zu löschen. Drei 
Redakteure werden noch vermißt. 


Die Räume der Hauptredaktion von. 


haben selbst Amnesty International 
nicht zugelassen. Die Behörden sind 
Gefangene eines überholten Nationalis- 
mus und fühlen sich von „kurdischem 
Separatismus‘ verfolgt. In der schwer- 
sten Krise der modernen Türkei eignen 
sich die kurdischen Abgeordnete per- 
fekt als Sündenböcke. Dieser absurde 
Krieg hat mehr als 15000 Menschenle- 
ben gefordert und verschlingt fast die 
Hälfte des Staatshaushalts. Deshalb 
wollen die Militärführer die Öffentlich- 
keit mit ein paar kurdischen Opfern be- 
ruhigen. Ich bin 33 Jahre alt. 14 Jahre 
lang habe ich mit der Verfolgung gelebt. 
Freunde von mir wurden gefoltert und 
getötet, nur weil sie mit den Türken in 
Frieden und Demokratie leben wollten 
— auf der Grundlage, daß die kurdische 
Kultur und Identität respektiert wird. 
Ich liebe das Leben. Aber meine Sehn- 
sucht nach Gerechtigkeit für mein Volk, 
das im Kampf um Würde und Freiheit 
leidet, ist größer. Ich werde mich der 
türkischen Inquisition nicht beugen. 

aus: Süddeutsche Zeitung, 9.12. 


Was heißt „agır ceza“? 

Das gegen die DEP-Abgeordneten ver- 
hängte Strafmaß ab 3 Jahre bedeutet 
nach türkischem Recht „ağır ceza“ — 
schwere Strafe. Zum Absitzen der 
Strafhaft kommt ein Umstand hinzu, der 
in den Berichten in der hiesigen Presse 
weitgehend unbeachtet blieb: Mit dem 
Strafmaß von mehr als 3 Jahren wurde . 
allen Verurteilten zugleich die Rechts- 
fähigkeit entzogen! Das bedeutet u.a.: 
Sie werden ihr Leben lang kein aktives 
und passives Wahlrecht mehr haben, 
können keinem Verein mehr beitreten, 
werden aus dem Staatsdienst entlassen, 
bekommen keinen Reisepaß mehr, ha- 
ben keinerlei Rechte mehr gegenüber 
ihren Kindern usw. Der bzw. die Verur- 
teilte wird nach türkischem Recht damit 
vollständig entmündigt, eine Entmündi- 
gung, die nach deutschem Recht un- 
möglich ist, da sie gegen die Menschen- 
würde verstößt. 

(aus: Kurdistan Rundbrief25 /94) 


Özgür Ülke in Istanbul und das gesamte 
Gebäude wie auch die angrenzende 
Straße boten ein Bild der Verwüstung. 
Beobachter äußerten die Vermutung, 
daß es sich um mehrere Sprengsätze ge- 
handelt haben muß. Zahlreiche der an- 
wesenden Zeitungsmitarbeiter waren in 
der ersten Panik nach der Explosion und 
vor dem Flammenmeer aus den Fen- 
stern gesprungen. Die beiden anderen 
Anschlagsorte, das Redaktionsbüro in 
Ankara wie auch das Verlagsbüro in 
Istanbul wurden vollständig verwüstet. 
In Ankara wurde bei dem Anschlag nie- 
mand verletzt. 
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In den vergangenen Jahren war die 
Tageszeitung Özgür Ülke und ihre Vor- 
gängerin zahlreichen Verfolgungen von 
seiten der türkischen Legislative, Judi- 
kative und Exekutive ausgesetzt gewe- 
sen; über ein Dutzend ihrer Redakteure 
und Mitarbeiter waren durch „unbe- 
kannte Täter“ erschossen worden. 
Zahlreiche Redakteure und Herausge- 
ber sind wegen ihrer Artikel zu insge- 
samt über hundert Jahren Gefängnis 
verurteilt worden; in den vergangenen 
Wochen war so der erste Herausgeber 
von Özgür Gündem, der bekannte kur- 
dische Politiker und Abgeordnete Yasar 
Kaya, zu über 20 Jahren Haft verurteilt 
worden. Im Augenblick sind vor den 
türkischen _ Staatssicherheitsgerichten 
gegen die sieben neuen Herausgeber 
von Özgür Ülke innerhalb eines halben 
Jahres 131 Verfahren anhängig gewor- 
den. 

Bombenanschläge hatte es allerdings 
bislang nur auf die Zweigbüros von Öz- 


gür Ülke in Kurdistan gegeben. (...) 


Sonntag, 4. Dezember 

Bei den drei zeitgleichen Bombenan- 
schlägen am Samstag früh gegen drei 
Uhr war die Hauptredaktion der unab- 
hängigen Tageszeitung Özgür Ülke — 
wie auch das gesamte Gebäude — voll- 
ständig zerstört worden ... Dennoch 
gelang es der Redaktion mit Unterstüt- 
zung mehrerer kleiner Zeitschriften, für 
den heutigen Sonntag eine sechsseitige 
Ausgabe der Zeitung zu erstellen. Die 
14 Redaktionsmitglieder, welche kurz 
nach dem Bombenanschlag auf die Re- 
daktionen z.T. verletzt festgenommen 
worden waren, z. T. auch bei dem Ver- 
such, die Brände zu löschen, sind am ge- 
strigen Nachmittag von der Polizei wie- 
der auf freien Fuß gesetzt worden. 

In einer Presseerklärung der IG Me- 
dien riefen der stellvertretende Gewerk- 
schaftsvorsitzende Gerd Nies und der 
Bundesvorsitzende der JournalistInnen, 


Faschos und Polizei gegen 
Selbsthilfe Stuttgart (SHS) 


„Gefecht der Glatzköpfe‘“ (Sigt. Nach- 
richten v. 28. 11. 1994) — „Streit rivali- 
sierender Gruppen“ (Stgt. Zeitung v. 
28.11.1994) — ‚Schon wieder Ban- 
denkrieg‘“ (Bild Stuttgart) — so lauteten 
heute die Schlagzeilen in den örtlichen 
- Medien. Diese Meldungen aus Polizei- 
kreisen, verfälschen die Tatsachen zu 
einem Überfall in Zuffenhausen und be- 
dürfen der Richtigstellung. 

Der Auseinandersetzung am Samstag 
war eine Aktion aus Fascho-Kreisen in 
der Nacht davor (24./25.11.) voraus- 
gegangen. Ein Trupp hatte — unbe- 
merkt von uns — nachts um 1.30 Uhr 
die Haustür und die Hallentür unseres 
Projektes (SHS) von außen verbarrika- 
diert. Dann hatten sie eine schwere Fla- 
sche gegen das Küchenfenster geworfen 
und waren unter „Heil-Hitler‘‘-Rufen 
davongerannt. 

Am nächsten Abend (25. 11.) kam die 
weitere Stufe der Eskalation. Etwa zehn 
Personen von ihnen hatten sich in der 
Kneipe schräg gegenüber dem Ausgang 
des S-Bahnhofs Zuffenhausen (an der 
Burgenlandstraße) getroffen, von wo 
man alle Ankommenden leicht im Blick 
haben und gleich vor Ort sein kann. So 
haben sie mitbekommen, daß wir in die 
Stadt gefahren waren. Wir wollten zu 
einem Fest. Obwohl noch offen sein 
mußte, wann und ob wir in dieser Nacht 
überhaupt zurückkommen würden, 
stand bereits ab Mitternacht ein Mann- 
schaftswagen der Polizei am großen S- 
Bahnhofsvorplatz in Position! Gegen 
1.30 Uhr machten wir uns mit Freund- 
Inn-en vom Fest auf den Weg zurück zu 
unserem Haus. Der Tatsache, daß auf 


6 Angehörigen Info 160 & 15.12.1994 


dem Gelände des Busbahnhofs (Bahn- 
hofsvorplatz) ein PKW mit Ludwigs- 
burger Kennzeichen stand, in dem der 
Fahrer in ein Funkgerät sprach, schenk- 
ten wir keine Bedeutung. Plötzlich quol- 
len aus der Kneipe etwa 30 Faschos her- 
aus, mit Moniereisen in Händen — min- 
destens die dreifache Ubermacht. Wir 
hatten gar keine Möglichkeit zu einem 
geordneten Rückzug. Sie droschen 
gleich mit den Eisenstangen auf uns ein. 
Einer ging — mehrfach am Kopf getrof- 
fen — zu Boden, es floß Blut. Erst ein 
Messerstich, den sie jetzt in den Mittel- 
punkt stellen, hielt die Angreifer kurz- 
fristig von der weiteren Verfolgung ab. 
So schafften wir es gerade noch, uns in 
die Sachsenstraße 32 zurückzuziehen. 


Der Polizeiüberfall auf SHS 

Die Polizei hatte in Sichtweite des Hau- 
ses die Faschos bei der Verfolgung ab- 
gelöst. Die Kampftruppe machte sofort 
klar, daß sie die Fenster einschlagen 
werden, wenn wir sie nicht reinließen. 
Der ehem. Vereinsvorsitzende, der die 
eingedrungenen Beamten nach dem 
Grund fragte, erhielt zur Antwort mit 
dem Schlagstock einen Schlag auf den 
Oberkörper, daß eine Rippe brach. Kei- 
ne Frage, wie sie gehaust hätten, wenn 
auch nur der Versuch eines Widerstands 
unsererseits gelaufen wäre! Obwohl 
einige von uns von den Schlägen mit den 
Eisenstangen aus frischen Wunden blu- 
teten, ließ die Polizei keine erste Wund- 
versorgung zu, sondern warf uns zu 
Haufen übereinander — dann fesselten 
sie jeden einzelnen mit Handschellen 
die Hände auf den Rücken. Nach einer 


Hans-Otto Wiebus, ihre Mitglieder da- 
zu auf, der Tageszeitung Özgür Ülke 
auch personell zu Hilfe zu kommen. 


Montag, 5. Dezember 

. steht nach der Notausgabe am heuti- 
gen Sonntag fest: Die Tageszeitung Öz- 
gür Ülke wird weiter erscheinen. In ver- 
schiedenen Orten Kurdistans und der 
Türkei kam es zu spontanen Kundge- 
bungen der Solidarität der Bevölkerung 
mit der Zeitung. In der westtürkischen 
Stadt Adana versuchte die Polizei am 
Sonntag, einen Marsch der Bevölke- 
rung zum regionalen Büro von Özgür 
Ülke zu verhindern. 

Die Europavertretung von Özgür Ül- 
ke in Köln erhielt zahlreiche Solidari- 
tätsbekundungen aus aller Welt, auch 
viele türkische Bürger äußerten ihre So- 
lidarität mit der Zeitung ... 


(aus: Kurdistan Rundbrief25/94) 


halben Stunde wurden wir in Mann- 
schaftswagen ins Polizeipräsidium in 
die Hahnemannstraße gefahren. Wir 
konnten sehen, daß sie mit Streifenwa- 
gen und zivilen Fahrzeugen das ganze 
Viertel umstellt hatten. Die anschlie- 
Bende Durchsuchung des ganzen Pro- 
jekts ohne Zeugen dauerte dann bis ge- 
gen 9.30 Uhr am Morgen! 

Auf dem Polizeipräsidium wurden 
wir dann erst mal voneinander getrennt, 
jede/r kam in eine Einzelzelle. Dort 
nahmen sie uns die Oberkleider ab — 
für die kriminaltechnische Untersu- 
chung zur Feststellung, wer am ‚‚Tat- 
ort‘“ gewesen ist. Denn der Vorwurf 
gegen uns lautet auf ‚versuchten Tot- 
schlag“. Um die Ernsthaftigkeit dieses 
Vorwurfs zu testen, verlangte einer we- 
gen der Schwere des Delikts die Vor- 
führung vor den Haftrichter. Das wurde 
bei allen verweigert, am Abend des 26. 
November entließen sie uns nach 15 
Stunden. 


Einschätzung 

Die Zuffenhäuser Polizei hat vor Ort 
(‚‚Iatort‘‘) abgewartet, wie die Ausein- 
andersetzung ausgehen werde. Gegen 
die in Überzahl angreifenden Faschisten 
unternahmen sie nichts, unsere absolut 
notwendige Selbstverteidigung nahmen 
sie zum Anlaß, in unser Haus einzudrin- 
gen und die „Arbeit der Faschisten“ 
zum Abschluß zu bringen. Das nächtli- 
che Großaufgebot der Polizei soll allen 
Bewohnern des Viertels glauben ma- 
chen, daß die Gewalttätigkeit von uns 
ausgeht. Die Treffs der Faschos lassen 
siein Ruhe. 

Von einem „Bandenkrieg‘, „Ge- 
fecht“ usw. kann also keine Rede sein. 
Es war ein faschotypischer Überfall, 
der zum Glück gut abgelaufen ist. Der 
Messerstich ist eine sehr unglückliche 


Sache, wir sehen aber der gerichtlichen 
Klärung mit Ruhe entgegen. Sehr übel 
muß man dagegen das Verhalten der Po- 
lizei vermerken. Besonders das gewalt- 
same Eindringen in das Haus zeigt, daß 
die Absichten der Polizei weit über die 
normale Strafverfolgung hinausgehen. 
Wir betrachten die faschistischen Akti- 
vitäten, die von der Polizei geduldet 
werden, als ein Mittel in deren Hand, 


um das Selbsthilfeprojekt durch Krimi- 
nalisierung zu beseitigen. 

Wir meinen: Unser Projekt, gemein- 
sam zu arbeiten und zu wohnen, von 
Leuten unterschiedlichen Alters und mit 
verschiedenen Erfahrungen, hat hier im 
Viertel eine gute Zukunft, jedenfalls so- 
lange wir das wollen! Natürlich wollen 
wir nicht isoliert werden, Unterstützung 
durch Leute in der Nachbarschaft wäre 


Größte Festnahmeaktion in der Geschichte der BRD 


1000 Festnahmen bei Demonstration 
gegen den Essener EU-Gipfel am 10. 12. 


Wieder einmal bewies die Polizei, wer für 
„Ausschreitungen“ bei Demonstrationen 
verantwortlich ist! 


Die vom Essener Bündnis gegen den 
EU-Gipfel organisierte Demonstration 
gegen den EU-Gipfel wurde mit der Be- 
gründung, „gewalttätige Ausschreitun- 
gen‘ wurden befürchtet, im Vorfeld 
verboten. Ein Polizeiaufgebot von 8000 
Beamten wurde aufgefahren, um das 
Demonstrationsverbot durchzusetzen. 

Trotz des Verbots kam es am Samstag 
zu spontanen Demonstrationen in der 
Essener Innenstadt, an denen sich mehr 
als 3000 Menschen beteiligten. Die 
„gewalttätigen Ausschreitungen‘ fan- 
den wieder einmal nicht durch die De- 
monstrationsteilnehmerInnen, sondern 
durch die Polizei statt: 

Die Polizei reagierte auf die sponta- 
nen Demonstrationen mit Einkesselun- 
gen. Über 1000 Menschen, die sich be- 
stenfalls einer Ordnungswidrigkeit 
„Schuldig“ gemacht haben, wurden 
festgenommen. Beim Abtransport kam 
es zu brutalen Übergriffen durch die 
Beamten. So kam es mehrfach zu Knüp- 


Polizeieinsatz bei 
Anti-Repressionstag 
in Heidelberg 


Am Samstag, den 3.12.94, fanden in 
Heidelberg wie auch in weiteren Städten 
Baden-Württembergs Aktionen und 
Veranstaltungen im Rahmen eines lan- 
desweiten Anti-Repressionstages statt. 
Im Anschluß an Aktionstheater und In- 
fotisch in der Heidelberger Fußgänger- 
zone passierte dann nach einer Presse- 
mitteilung des Infobüros für die Freiheit 
(der politischen Gefangenen Heidelberg 
folgendes: 

„Das Ganze fand unter ständiger 
Überwachung durch mehrere Staats- 
schutzb, statt. Als der Stand gegen 
15.00 Uhr wie angemeldet abgebaut 
war und sich nur noch wenige Personen 


peleinsätzen, um einzelne herauszugrei- 
fen. Beim Abführen wurden zahlreiche 
Frauen an den Haaren gezogen, einigen 
sind Büschel von Haaren ausgerissen 
worden. 

Gegenüber ausländischen Menschen 
fielen mehrfach rassistische Beschimp- 
fungen;; insgesamt sechs der festgenom- 
menen türkischen Männer erlitten z.T. 
schwere Verletzungen, von Prellungen 
bis zu Kopfverletzungen und Gehirner- 
schütterung. Allen Festgenommenen 
wurden Plastikfesseln angelegt, die 
z.T. so festgezogen waren, daß es zu 
Verletzungen an Armen und Handge- 
lenken kam. Mit diesen Fesseln mußten 
die Festgenommenen z.T. mehrere 
Stunden ausharren. 

Auch in den Gefangenensammelstel- 
len kam es mehrfach zu Übergriffen 
durch die Beamten. In den Sammelstel- 
len, in denen die Festgenommenen zum 
Teil bis in die frühen Morgenstunden 
festgehalten wurden, bekamen die Fest- 
genommenen keine Verpflegung und 
nichts zu trinken ; auch zur Toilette wur- 
den sie nur nach mehrfachem Drängen 
gelassen. 


dort aufhielten, wurden 3 Leute zur Per- 
sonalienfeststellung festgenommen. 
Etwa zur gleichen Zeit wurde das zum 
Transport der Infotischmaterialien be- 
nutzte Fahrzeug ebenfalls von den B. 
gestoppt, beschlagnahmt und der Fahrer 
ebenfalls verhaftet. Ein Teil des darin 
befindlichen Infomaterials sowie Ma- 
nuskripte und Texte der Theaterstücke 
und polizeiuniformähnliche Jacken 
wurden beschlagnahmt, die Festgenom- 
menen nach Feststellung ihrer Persona- 
lien wieder freigelassen. Die im AZ ge- 
planten Veranstaltungen konnten trotz 
wiederholter Störversuche und Provo- 
kationen durch die B. wie geplant 
durchgeführt werden, wurden in ihrem 
Ablauf allerdings dennoch gestört, da 
sich etliche BesucherInnen in den umlie- 
genden Straßen Personenkontrollen ge- 
fallen lassen mußten.“ 


hilfreich. Denn wir können es uns nicht 
vorstellen, daß alle dieses Treiben der 
Faschisten stillschweigend hinnehmen 
oder sogar für gut finden. Es genügt ja, 
bei uns anzurufen, wenn jemandem et- 
was auffällt: Telefon 8701417. Natür- 
lich haben wir auch eine Telefonkette; 
wer es sich vorstellen kann, kann sich 
darin aufnehmen lassen. 

Armin Newerla 


Festgenommene ImmigrantInnen 
wurden in einem Extra-Bus zusammen- 
gepfercht und erhielten eine Sonderbe- 
handlung, bei der Aufenthalts- und Ar- 
beitserlaubnisse abgefragt und gespei- 
chert wurden. Alle festgenommenen 
ImmigrantInnen wurden erkennungs- 
dienstlich behandelt und spät in der 
Nacht zu verschiedenen Stellen gefah- 
ren. Außerdem erhielten sie einen zwei- 
monatigen Platzverweis für das Stadtge- 
biet! 

Schon im Vorfeld der Demonstration 
kam es zu Verhaftungen und polizei- 
staatlichen Willkürmaßnahmen: Am 
Vorabend wurden zwei Personen aus 
Berlin mit ihrem Auto angehalten und in 
Form eines Anti-Terror-Einsatzes mit 
vorgehaltener Waffe festgenommen 
und mit über dem Kopf gestülpten Säk- 
ken abtransportiert. Ein Kasten Mine- 
ralwasser, ein Reservekanister und eine 
Rolle Toilettenpapier in ihrem Koffer- 
raum wurden von der Polizei zu Molo- 
towcocktails erklärt. — = 

Der deutsche Staatsapparat hat wie- 
der einmal demonstriert, wie er mit Kri- 
tik und Widerstand an seiner Politik 
umgeht — brutale Polizeieinsätze gegen 
unerwünschte Demonstrationen sind 
nur ein Beispiel für die alltägliche Un- 
terdrückung linker Opposition und lin- 
ken Widerstandes ! 

Pressemitteilung der Roten Hilfe, Kiel 11. 12. 94 


Demo und Knastkundgebung in 
Frankenthal / Pfalz — Vorankündigung 
Am Samstag, den 15.1.1995, findet in 
Frankenthal eine Demo durch die In- 
nenstadt mit anschließender Knastkund- 
gebung statt. Die genaue Uhrzeit und 
den Aufruftext wird es im nächsten An- 
gehörigen Info geben oder über das Re- 
gionale Infobüro Freiheit für alle politi- 
schen Gefangenen, Postfach 103162, 
69115 Heidelberg, Fax: (06221) 
164489 zu beziehen sein. In Franken- 
thal sitzt zur Zeit Rolf Heißler als einzi- 
ger Gefangener aus der RAF, deshalb 
wird die zentrale Forderung der Kund- 
gebung auch die Verlegung von Rolf 
nach Schwalmstadt sein. 

Solidarische Grüße an Rolf und alle 
anderen politischen Gefangenen. 
Infobüro für die Freiheit der politischen Gefange- 
nen Heidelberg 
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Beschlagnahme der 
„BRD/RAF“-Broschüre 
aufgehoben 


Das OLG Düsseldorf hat die Beschlag- 
nahme der am 10.8. bei einer Durchsu- 
chung des GNN-Verlages Köln gefun- 
denen 966 Exemplare der 6. Auflage 
der zeitgeschichtlichen Dokumentation 
„BRD/RAF“ aufgehoben und die 
Rückgabe der Exemplare angeordnet. 

Die Beschlagnahme war betrieben 
von der Bundesanwaltschaft und ange- 
ordnet vom Ermittlungsrichter beim 
OLG Düsseldorf. Mit der 1987 erschie- 
nenen Broschüre hatte der GNN-Verlag 
einen Beitrag leisten wollen, den Kon- 
flikt zwischen der BRD und der RAF zu 
dokumentieren und dabei auch und nicht 
zuletzt die exzessiven staatlichen Ver- 
folgungsmaßnahmen gegen die RAF 
und ihre Begründungen festzuhalten 
und so für die kritische Aufarbeitung 
zugänglich zu machen. In diesem Som- 
mer, fast sieben Jahre nach Erscheinen, 
hatte die Staatsanwaltschaft mehrere 
Zwischentexte der Redaktion, in denen 
staatliche Verfolgungsmaßnahmen kri- 
tisch dargestellt wurden (u.a. der Tote 
Trakt, die Kontaktsperre 1977), als 
„Werbung für eine terroristische Ver- 
einigung‘‘ gewertet. Der Verlag hat — 
wie in den vorhergegangenen 18 ande- 
ren von der Bundesanwaltschaft gegen 
die GNN-Verlage angestrengten $90a- 
und $129a-Verfahren — auch in dieser 
juristischen Auseinandersetzung das 
Recht auf Kritik verteidigt. 

In der dem Verlag zugegangenen Ent- 
scheidung stellen die Richter des OLG 
Düsseldorf nun fest, es sei Anliegen des 
Verlags gewesen, „eine Sammlung der 
wichtigsten Dokumente -der Auseinan- 
dersetzung der ‚RAF‘ mit der ‚BRD‘ 
herauszugeben, um vor allem der jünge- 
ren Generation die Möglichkeit zu ge- 
ben, sich über die Auseinandersetzung 
ein Bild zu machen“. Dies sei „nicht als 
Werben für eine terroristische Vereini- 
gung zu werten“. Auch wenn der Inhalt 
einiger der von. der Staatsanwaltschaft 
beanstandeten redaktionellen Beiträge 


geeignet sei, die RAF und ihre Ziele im 
günstigen und die Bundesrepublik 
Deutschland, ihre Staatsorgane und die 
Strafverfolgungsbehörden im ungünsti- 
gen Licht erscheinen zu lassen, komme 
diesen redaktionellen Beiträgen der 
Schutz des Art. 5 GG (Meinungsfrei- 
heit) zugute: „Der Durchschnittsleser 
wird sie als Teil einer historischen Do- 
kumentation auffassen, die sich nach 
dem Vorwort zum Ziel gesetzt hat, den 
Zeitraum von 1970 bis 1984 und dabei 
insbesondere den Zeitraum von 1970 
bis 1977 auszuleuchten““ 

Das $129a-Ermittlungsverfahren ge- 
gen zwei Geschäftsführer des Kölner 
GNN-Verlages, das in diesem Zusam- 
menhang ebenfalls eingeleitet worden 
war, war bereits am 28. September von 
der Staatsanwaltschaft eingestellt wor- 
den. Verfahren gegen linke Buchhänd- 
ler (u.a. in Göttingen und Berlin), die 
die Bundesanwaltschaft u.a. wegen 
Verkaufs der Dokumentation eingeleitet 
hatte, sind noch anhängig. 

(aus: Lokalberichte Hamburg 25/94) 

Die Broschüre darf also im Prinzip wie- 
der verkauft werden. Da jedoch die 
Staatsanwaltschaft Beschwerde gegen 
die OLG-Entscheidung eingelegt hat 
und deshalb die beim GNN-Verlag in 
Köln beschlagnahmte Restauflage noch 
nicht wieder zurückgegeben hat, kann 
die BRD-RAF-Broschüre in Moment 
nicht ausgeliefert werden. 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Birgit Hogefeld 

Weitere Termine im Prozeß gegen Bir- 
git Hogefeld vor dem Oberlandesge- 
richt Frankfurt, Gerichtsgebäude E, 
Saal II, Hammelsgasse 1: 15.12., 
2041257023232. 2351.70 5.18, 210415% 
12.1., 17.1., 30.1., Beginn jeweils 
9.30 Uhr. 


Prozeß gegen irische politische Gefangene 

Vor dem OLG Celle, Kanzleistr. 4, fin- 
det seit einiger Zeit ein Prozeß gegen die 
vier IrInnen statt. Wir haben jetzt wie- 
der die folgenden Prozeßtermine zuge- 
sandt bekommen. 1. Prozeß gegen Don- 
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na Maguire: 21. 12., 9.15 Uhr. 2. Pro- 
zeß gegen Póilin O’Cathäin, Donncha 
O’Cathäin und Pádraig Murray: 
20. 12., 2.1. (14.00 Uhr), 11.1., 18.1., 
25.1.,1.2.,8.2., jeweils 10.15 Uhr. 


Termine 


Kiel. 16. 12., 20.00 Uhr, Pumpe, Veran- 
staltung zum Prozeß gegen Birgit Hoge- 
feld. 

Hannover. 16. 12., 20.00 Uhr, neuer Interfo- 
bi-Raum, FAUST-Gelände, Zinserhalle, 1. 
Stock (Hinweisschilder beachten), Wilhelm- 
Bluhm-Str. 12, Diavortrag und Diskussion 
zu den Ursachen des Nordirlandkonflikts, 
den Perspektiven des aktuellen Friedenspro- 
zesses sowie die neuesten Informationen 
zum Celler Verfahren gegen die irischen po- 
litischen Gefangenen. 

Hamburg. 17. 12., 13.00 Uhr, Hach- 
mannplatz- (Hauptbahnhof), Demon- 
stration: Der Kampf für das Leben und 
die Freiheit der politischen Gefangenen 
geht weiter! im Rahmen der Aktions- 


‚kette der Angehörigen von politischen 


Gefangenen inder BRD. 

Celle. 20.12., 9.30 Uhr, Kanzleistr. 4, 
Kundgebung für die sofortige Freilas- 
sung der irischen politischen Gefange- 
nen vor dem OLG in Celle. 

Frankenthal. 15.1., Demonstration 
durch die Innenstadt mit anschließender 
Knastkundgebung. 


Solidaritätsaufruf 


Spendet Geld für die juristische Vertei- 
digung von Andreas Landwehr und Ka- 
ren Braun! Die beiden sind am 
13.11.94 in der Türkei festgenommen 
worden wegen angeblicher Kuriertätig- 
keit für die PKK : Um eine angemessene 
Verteidigung und Unterstützung der 
beiden gewährleisten zu können, wird 
dringend Geld benötigt. 

Spendenkonto: Jan Schulze-Husmann, 
Sparkasse Bonn, Kto-Nr. 131033441, 
BLZ 38050000. 


Weiter lieferbar: 


Teure Wahrheit 


Der Bericht von Özgür Gündem 
1993. Die bittere Geschichte einer 
Zeitung, die an Demokratie, Presse- 
freiheit und Menschenrechte glaubt. 
Von Serdar Celik. 

Vorwort: Dr. Haluk Gerger. 
Herausgeber: Ulkem Presse und 
Kurdistan-Human-Rights-Project, 
London. 201 Seiten, Preis 16 DM. 
ISBN 3926922-23-0. 


Bezug bei: GNN-Verlag, Zülpicher 
Str. 7, 50674 Köln. 


Redaktionsschluß für die nächste Ausgabe des 
Angehörigen Infos ist bereits am 
Do, 22. 12., 12.00 Uhr! 


